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ARTIKEL 14 

KAPAZITÄT UND FAIRER WETTBEWERB 

 1. Jede Vertragspartei gibt den namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmen beider 
Vertragsparteien in billiger und gleicher Weise Gelegenheit, bei der Durchführung des durch 
dieses Abkommen geregelten internationalen Luftverkehrs miteinander in Wettbewerb zu treten. 

 2. Jede Vertragspartei gestattet es jedem namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmen, die 
Frequenz und die Kapazität der von diesem angebotenen internationalen Luftverkehrsleistungen 
auf Grund von kaufmännischen, marktbezogenen Überlegungen festzulegen. In 
Übereinstimmung mit diesem Recht beschränkt keine Vertragspartei einseitig das 
Verkehrsvolumen, die Frequenz oder Regelmäßigkeit von Luftverkehrsdiensten oder den/die 
Luftfahrzeugtyp/en, die die von der jeweils anderen Vertragspartei namhaft gemachten 
Luftverkehrsunternehmen einsetzen, es sei denn, dies ist aus zollrechtlichen, technischen, 
betrieblichen oder aus Umweltschutzgründen erforderlich, wobei einheitliche Bedingungen im 
Einklang mit Artikel 15 des Abkommens anzuwenden sind. 

 3. Luftverkehrsunternehmen, die von einer Vertragspartei namhaft gemacht werden, müssen evtl. 
den Luftfahrtbehörden der jeweils anderen Vertragspartei ihre Flugpläne mindestens dreißig (30) 
Tage vor dem vorgesehenen Datum ihrer Einführung zur Genehmigung vorlegen. Das gleiche 
Verfahren gilt für etwaige Änderungen der Flugpläne. In besonderen Fällen kann diese Frist 
vorbehaltlich der Zustimmung der zuständigen Luftfahrtbehörden verkürzt werden. 

 4. Keine der beiden Vertragsparteien darf es ihrem/ihren namhaft gemachten 
Luftverkehrsunternehmen gestatten, gemeinsam mit (einem) anderen Luftverkehrsunternehmen 
oder einzeln ihre dominante Marktposition auf eine Art und Weise auszunützen, die darauf 
abzielt, einen Mitbewerber massiv zu schwächen oder von einer Route auszuschließen, oder dies 
wahrscheinlich bewirkt. 

 5. Keine der beiden Vertragsparteien gewährt oder gestattet dem/den von ihr namhaft gemachten 
Luftverkehrsunternehmen staatliche Beihilfe(n), welche die Möglichkeit von 
Luftverkehrsunternehmen, auf billige und gleiche Weise in dem durch dieses Abkommen 
erfassten internationalen Luftverkehr miteinander in Wettbewerb zu treten, beeinträchtigt. 
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 6. Unter staatlicher Beihilfe oder Unterstützung ist die auf Grundlage von Diskriminierung direkt 
oder indirekt von einem Staat oder einer öffentlichen oder privaten staatlich bestimmten oder 
kontrollierten Körperschaft für ein namhaft gemachtes Luftverkehrsunternehmen bereitgestellte 
Unterstützung zu verstehen. Ohne Einschränkung umfasst dies die Aufrechnung von 
betrieblichen Verlusten, die Bereitstellung von Kapital, nicht rückzahlbare Zuschüsse oder 
Kredite zu bevorzugten Bedingungen, die Gewährung von finanziellen Vorteilen durch den 
Verzicht auf Gewinne oder die Beitreibung von fälligen Beträgen, den Verzicht auf eine normale 
Rendite auf eingesetzte öffentliche Mittel, Steuerbefreiungen, Ausgleich für von den öffentlichen 
Behörden auferlegte finanzielle Belastungen oder diskriminierenden Zugang zu 
Flughafeneinrichtungen, Treibstoffen oder anderen für den gewöhnlichen Betrieb von 
Luftfahrtdiensten vernünftigerweise benötigten Einrichtungen. 

 7. Wenn eine Vertragspartei einem namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmen im Hinblick auf 
unter diesem Abkommen betriebene Leistungen staatliche Beihilfe oder Unterstützung gewährt, 
hat sie dieses Luftverkehrsunternehmen zu verpflichten, diese Beihilfe oder Unterstützung klar 
erkennbar und eigens in seinen Büchern anzuführen. 

 8. Hat eine Vertragspartei begründete Bedenken, dass die von ihr benannten 
Luftverkehrsunternehmen diskriminiert werden oder unfairen Praktiken unterliegen, oder dass 
eine Beihilfe oder Unterstützung, die von der anderen Vertragspartei erwogen oder gewährt wird, 
sich nachteilig auf die Möglichkeit der Luftverkehrsunternehmen der ersten Vertragspartei 
auswirkt oder auswirken könnte, in billiger und gleicher Weise am Wettbewerb zur 
Bereitstellung von internationalen Luftverkehrsdiensten teilzunehmen, hat sie das Recht, die 
Ausübung der unter Artikel 2 dieses Abkommen angeführten Rechte des von der anderen 
Vertragspartei namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmens auszusetzen, oder die 
Betriebsbewilligung zu widerrufen, oder solche Bedingungen wie sie sie für die Ausübung 
derartiger Rechte für notwendig erachtet, aufzuerlegen. 
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